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In dem neuen Arbeitsent-
wurf finden sich nun gera-
dezu abenteuerliche Ver-
waltungsregelungen zu
„Kostenangeboten“ und
„Einzelverträgen“ für Zahn-
techniker und Zahnärzte,
die eigentlich nur von Kran-
kenkassen formuliert sein
können und die elementare
Voraussetzungen der tat-
sächlichen Zusammenar-
beit zwischen Zahnarzt und
Zahntechniker auf quali-
tätsgefährdende Weise ig-
norieren. Daher hat der
VDZI zu den relevanten und
völlig inakzeptablen neuen
Regelungsvorschlägen, die
in diesem neuen Entwurf
enthalten sind, Stellung be-
zogen. Weil die Gesund-
heitsreform auf jeden Fall
durch den von der Opposi-
tion beherrschten Bundes-
rat muss, sind die Innungen
nun gefordert, gegen die
schlimmen Pläne die Argu-
mente der Zahntechniker
auf Landesebene vorzutra-
gen. Der VDZI hat die In-
nungen mit guten Argumen-
ten ausgestattet und sie zu
einer großen Gesprächs-
reihe mit den verantwort-
lichen Länderpolitikern
aufgerufen.

Nach dem Entwurf sind fol-
gende Vorschriften vorgese-
hen:

• Dem Heil- und Kostenplan
sollen künftig zwei Kos-
tenangebote für zahn-
technische Leistungen
beigefügt werden, von de-
nen eines die Höchst-
preise nach § 88 Abs. 2
SGB V unterschreiten soll.
Außerdem soll der Her-
stellungsort des Zahner-
satzes bekannt gegeben
werden.

• § 88 Abs. 2 SGB V soll um
die Regelung ergänzt wer-
den, dass Krankenkassen
Verträge mit Zahntechni-
kern zu niedrigeren Prei-
sen bei gleicher Qualität
abschließen können.

Der VDZI nennt folglich ei-
nige Gründe, warum der
Entwurf in dieser Form ab-
gelehnt werden muss:

Die Vorschrift verpflichtet
den Zahnarzt, zwei Kosten-
angebote für den geplanten
Zahnersatz einzuholen, die
sich lediglich im Preisver-
hältnis zum Höchstpreis
nach § 88 Abs. 2 unterschei-
den sollen.
Das Ziel der Regelung ist
klar: Es soll der reine Preis-

wettbewerb auf diese Weise
intensiviert werden. Der
Zahnarzt soll Billiganbieter
berücksichtigen und der Pa-
tient soll Druck auf den
Zahnarzt entfalten. Dabei
ist diese Regelung über-
haupt nicht praktikabel.
Schließlich soll es bei der
Therapiefreiheit des Zahn-
arztes und bei dessen
Gesamtverantwortung blei-
ben. Je stärker die Kassen
und der Patient jedoch Ein-
fluss nehmen auf die Ent-
scheidung, welches Labor
beauftragt wird, sind diese
die Besteller und es stellen
sich dann die Fragen der Ge-
währleistung völlig neu.
Außerdem bezieht sich die
Vorschrift nicht auf die
Preise des Praxislabors. So-
lange sich die Preisunter-
schreitungen oberhalb der
Praxislaborpreise bewe-
gen, findet Preiswettbewerb
nur zwischen gewerblichen
Anbietern statt. Die Rege-
lung könnte daher zu einem
staatlich organisierten Pra-
xislaborförderprogramm
werden, an dem sich nun
Krankenkassen und Patien-
ten beteiligen.

Zahntechnik ist eine
individuelle Einzel-
anfertigung
Weiterhin behandelt der
Vorschlag die zahntechni-
sche Leistung des Labors
als reines Beschaffungsgut,
das man ohne vorherige In-
spektion oder Erfahrung
einkaufen kann. Nach Ein-
schätzung des VDZI ist dies
falsch. Die Regelung ist
auch Ausdruck der „Anma-
ßung von Wissen“ bezüglich
der Qualität, die eine Kran-
kenkasse überhaupt nicht
beurteilen kann. Zahntech-
nik ist eine individuelle Ein-
zelfertigung. Behandlungs-
leistungen und zahntechni-
sche Leistungen werden in
enger Abstimmung und An-
passung der jeweiligen
komplementären Leis-
tungsprozesse erbracht. Je
nach Zahnarzt und Labor
gibt es unterschiedliche Ar-
beitsteilungsformen, Quali-
tätsanforderungen, Zusam-
menarbeitsmodelle, unter-
schiedliche Informations-
und Beratungsleistungen
und sonstige fachliche und
technische Serviceleistun-
gen. Das Labor liefert aus
der Sicht des Zahnarztes
kein normierbares Werk-
stück, sondern das Angebot
des Labors besteht aus dem
vorgenannten, komplexen
und auf die Anforderungen

und Bedürfnisse des Nach-
fragers Zahnarzt abge-
stimmten Leistungsbündel.
Eine Vergleichbarkeit der
Angebote durch Nennung
von BEL-Abrechnungsposi-
tionen ignoriert diesen
Sachverhalt völlig. Die
Preisvergleiche vergleichen
damit Ungleiches, setzen
damit für die Marktteilneh-
mer falsche Signale.

Die zahntechnische
Leistung ist 
Erfahrungs- und 
Vertrauensgut
Außerdem zwingt die Vor-
schrift den Zahnarzt zur Zu-
sammenarbeit mit mindes-
tens zwei Laboratorien oder
dazu, Scheinangebote ab-
zugeben. Schließlich wer-
den aber Laboratorien nicht
dauerhaft zu Angeboten be-
reit sein, ohne jemals einen
Auftrag zu erhalten. Somit
entsteht ein gigantischer
Verwaltungsapparat. Die
hierdurch entstehenden
Auftragsabwicklungskos-
ten bei rund 10 Millionen
Abrechnungsfällen sind
völlig unvertretbar, und die
bei den Krankenkassen und
in den Praxen entstehenden
Kosten sind sicher höher als
die möglichen Einsparun-
gen eines solchen Vorschla-
ges. Die zahntechnische
Leistung ist im Verhältnis
zum Zahnarzt wegen der
dauerhaften und komple-
mentären Leistungsbezie-
hung ein Erfahrungsgut.
Aus der Sicht des Patienten
ist sie ein reines Vertrauens-
gut, weil jener die Beschaf-
fenheit des Werkstückes
nicht beurteilen kann. Der
Versicherte,der von den bei-
den Angeboten in Kenntnis
gesetzt wird, kann also die
Preiswürdigkeit der Ange-
bote nicht beurteilen. Also
kann der Patient nicht infor-
miert rational entscheiden,
der Beratungsaufwand in
der Praxis wird höher, und
wenn die Krankenkassen
direkt und indirekt den
Druck auf beide Seiten aus-
üben, wird erheblich die
Vertrauensbeziehung zwi-
schen Zahnarzt und Patien-
ten beeinträchtigt.

Zerstörung der 
qualitätsorientierten
Strukturen
Letztlich zerstört die Rege-
lung auch die Entschei-
dungsfreiheit des Zahnarz-
tes bei der Wahl des Labors:
Sie zerstört die notwendi-
gen dauerhaften Vertrags-

beziehungen, die für die all-
tägliche Qualitätssicherung
unabdingbar sind und setzt
Krankenkassen und Patien-
ten ohne Not wirtschaft-
lichen Fehlanreizen aus.
Das Bundesministerium
führt die Korruptionsan-
reize in die qualitätsorien-
tierten Leistungsbeziehun-
gen ein. Soweit der Patient
Druck auf den Zahnarzt bei
der Wahl des Labors ausübt,
und dies ist Zweck der Rege-
lung, ergeben sich rechtli-
che Fragen zur Gesamtver-
antwortung des Zahnarztes
und Risiken, die letztlich
niemand verantwortet. Bei
den Krankenkassen entste-
hen durch die Verwaltung
und Prüfung von zwei Ange-
boten zusätzliche Kosten.
Über 40 Prozent der Abrech-
nungsfälle sind Erweiterun-
gen oder Reparaturen. Die
Regelung schließt diese
Fälle aus dem Verfahren
nicht aus.
Die derzeitige Regelung
zwischen Zahnarzt und
Krankenkasse sieht keinen
Heil- und Kostenplan vor.
Würde die Regelung auch
für diese Arbeiten gelten, ist
mit unvertretbar hohen Ver-
waltungskosten bei Kran-
kenkassen und Zahnarzt zu
rechnen, die Behandlung
würde unvertretbar verzö-
gert.

Qualitätsverschlechte-
rung und erhöhter 
Verwaltungsaufwand
Die Regelung zerstört ins-
gesamt die Grundlagen der
qualitätsorientierten Leis-
tungsprozesse zwischen
Zahnarzt und Zahntechni-
ker und führt zu einer Quali-
tätsverschlechterung bei er-
höhtem Verwaltungsauf-

wand bei Zahnarzt, Labor
und Krankenkassen.
Denn der Vorschlag geht
von einer Verfügbarkeit
preisgünstiger Angebote
für alle Zahnersatzversor-
gungsformen aus. Aller-
dings kann Zahnersatz un-
ter dem Höchstpreis in
Deutschland von inländi-
schen Anbietern nur bei je-
nen Versorgungsformen an-
geboten werden,die noch ei-
nen positiven Ertrag brin-
gen (etwa Verblendkronen).
Die Folge davon allerdings
wäre eine deutliche Ver-
schlechterung der Erlöse,
mit denen andere Arbeiten
subventioniert werden, mit-
hin eine Renditeverschlech-
terung, die allenfalls durch
eine höhere Auslastung
kompensiert werden könn-
te. Diese höhere Auslastung
kann jedoch keine Kran-
kenkasse vertraglich si-
chern.

Fehlanreize und 
Ausweichstrategien –
Die Schlechten ver-
drängen die Guten
Der VDZI hält drei Möglich-
keiten beim Anbieterver-
halten für denkbar, die für
das gesamte Zahntechni-
ker-Handwerk fatale Folgen
hätten: Erstens könne der
Zahnarzt mit Praxislabor
regelmäßig den um mindes-
tens fünf Prozent niedrige-
ren Preis als Vergleichsan-
gebot zum Preis des gewerb-
lichen Labors nach § 88 Abs.
2 angeben. Zweitens könnte
der Zahnarzt gezwungen
sein, Auslandszahnersatz
anzubieten. Drittens wür-
den Laboratorien, die man-
gels wirtschaftlichem Er-
folg mit diesen Angeboten
im Markt bleiben wollen,
etwa um noch laufende Kre-
dite zu bedienen, auch nicht
kostendeckende Preise an-
bieten,um über die Aufträge
Liquidität zu erzielen.

Kostendeckende
Höchstpreise müssten
vorher umgesetzt 
werden
Insgesamt dürfte das Ge-
samtangebot die mit der Re-
gelung provozierte Gesamt-
nachfrage in Umfang und
Struktur nicht decken. Die
Verpflichtung zur Abgabe
von zwei Angeboten sind
daher nichts anderes als

„Scheinangebote“, für die
keine Lieferfähigkeit vor-
handen ist.Auch müsste vor
einer solchen Regelung auf
jeden Fall die aktuelle
Höchstpreisstruktur aufge-
hoben werden.
Es ist dem Bundesministe-
rium für Gesundheit seit
1984 durch eigene Studien
bekannt, dass derzeit nur
noch wenige ertragbrin-
gende Leistungen eine stei-
gende Zahl von Versor-
gungsfällen subventionie-
ren und dass das Preisni-
veau insgesamt nur
allenfalls kostendeckend
ist.Vor Einführung einer sol-
chen Vorschrift müssten
kostendeckende Höchst-
preise umgesetzt werden.
Die Regelung beabsichtigt,
die aktuelle wirtschaftliche
Situation der inländischen
Betriebe auszunutzen, die
für die überwiegende Mehr-
heit durch Liquiditäts-
schwierigkeiten und außer-
ordentliche Ertragsschwä-
che gekennzeichnet ist.
Eine große Zahl von Betrie-
ben steht vor der Insolvenz
und versucht dies gerade
mit weiterem Einkommens-
verzicht und Einsparungs-
maßnahmen abzuwehren.
Man spekuliert offenkundig
darauf, dass gerade wirt-
schaftlich angeschlagene
Unternehmen jeden auch
noch so irrwitzigsten Stroh-
halm nutzen werden. Die
Folge wäre, dass schwache
Unternehmen, die vor dem
Ausscheiden sind, einen ru-
inösen Wettbewerb veran-
stalten und damit die
Schlechten die Guten ver-
drängen.

Stellungnahme des VDZI zu Einzelfragen des so genannten „Ersten Arbeitsentwurfs“ eines Ge-
sundheitsmodernisierungsgesetzes (GMG) mit Stand vom 13.03.2003, insbesondere zu den darin ent-
haltenen Vorschlägen zu § 30 Abs. 4 und § 88 Abs. 2 SGB V

Geheimnisvolle Arbeitsentwürfe
Der harte Richtungs- und Konkurrenzkampf innerhalb der Fraktion der SPD,der Wettbewerb zwischen Bundeskanzleramt und
dem Ministerium findet sein Ergebnis in immer neuen Konzepten.Für die zukünftigen Verhandlungen mit der Opposition scheint
sich Ministerin Ulla Schmidt zu rüsten nach dem Motto: Wer schreibt, der bleibt. So kreist seit einiger Zeit ein Nachfolge-Ent-
wurf zu einem „Rohentwurf“ eines Gesundheitsmodernisierungsgesetzes,der als „Erster Arbeitsentwurf“ bezeichnet wird.Der
Entwurf soll wie die anderen zuvor mit der „Leitung“ noch nicht abgestimmt sein.Dennoch ist der VDZI alarmiert und weist ihm
schon deshalb große Bedeutung zu, weil die kaum überschaubare Flut von Detailregelungen die Gefahr mit sich bringt, dass ei-
niges davon sich im Gesetz wiederfinden könnte, ohne dass die Leitung des Ministeriums oder die Abgeordneten selbst dies in
der erforderlichen Weise wahrnehmen und bewerten konnten.

Der Vermittlungsausschuss
von Bundestag und Bundes-
rat hat in der Nacht vom
9.4.2003 eine Einigung zum
Steuervergünstigungsabbau-
gesetz erzielt. Der Kompro-
miss sieht im Wesentlichen
Änderungen im Unterneh-
menssteuerrecht vor, wäh-
rend die im Beschluss des
Bundestages vom 21.Februar
2003 vorgesehenen Maßnah-
men zur Eigenheimzulage,
Dienstwagensteuer und
Zahntechnik vom Tisch sind.

Die Empfehlung des  Vermitt-
lungsausschusses wurde dem
Deutschen Bundestag am
11.4.2003 vorgelegt und das
modifizierte Steuerver-
günstigungsabbaugesetz an-
genommen. Diesem geänder-
ten Gesetz hat auch der
Bundesrat zugestimmt. Mit
dem Wegfall der Anhebung
der Mehrwertsteuer für zahn-
technische Leistungen ist ein
erster wichtiger Teilerfolg der
berufspolitischen Arbeit er-
reicht. Der VDZI und seine

Mitgliedsinnungen werden
sich in den nächsten Monaten
weiterhin so konsequent für
die Interessen der zahntech-
nischen Handwerksbetriebe
einsetzen. Nun gilt es, die Ab-
senkung der Höchstpreise für
Zahntechnik – die offensicht-
lich als Kompensation für die
Anhebung der Mehrwert-
steuer gedacht war – wieder
rückgängig zu machen und in
der anstehenden Reform die
Rahmenbedingungen zu ver-
bessern.

Aktuelle Meldung
Erhöhung der Mehrwertsteuer für zahntechnische Leistungen vom Tisch
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